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Änderungsvereinbarung zur Ergebnisabführungsvereinbarung vom 15. Juni 1989, zuletzt ge-
ändert am 3. Dezember 2019 

 
zwischen 

 
 

(1) der Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft mit Sitz in Stuttgart, Geschäftsanschrift: 
Porscheplatz 1, 70435 Stuttgart, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
Stuttgart unter HRB 730623, 

 
– im Folgenden als „PAG“ oder „Organträger“ bezeichnet – 

 
und 

 
(2) der Porsche Financial Services GmbH mit Sitz in Bietigheim-Bissingen, Geschäftsan-

schrift: Porschestraße 1, 74321 Bietigheim-Bissingen, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Stuttgart unter HRB 301159 
 

– im Folgenden als „PFS GmbH“ oder „Organgesellschaft“ bezeichnet – 
  

– die PAG und die PFS GmbH im Folgenden auch gemeinsam als die „Parteien“ und ein-
zeln als eine „Partei“ bezeichnet – 

 

§ 1 
Änderungen der Ergebnisabführungsvereinbarung 

(1) Die Parteien haben am 15. Juni 1989 mit Wirkung zum 9. Dezember 1988 einen als Er-
gebnisabführungsvereinbarung bezeichneten Beherrschungs- und Gewinnabführungsver-
trag mit der PFS GmbH als Organgesellschaft und der PAG als Organträger geschlossen, 
der zuletzt durch Änderungsvertrag vom 3. Dezember 2019 geändert wurde (der „EAV“). 
Der EAV wird hiermit wie folgt geändert: 

a) Die Bezeichnung des EAV in der Überschrift und im Einleitungssatz wird angepasst, 
indem das Wort „Ergebnisabführungsvereinbarung“ und das Wort „Ergebnisabfüh-
rungsvertrag“ jeweils durch die Worte „Beherrschungs- und Gewinnabführungsver-
trag“ ersetzt wird. 

b) In § 2 Abs. (2) wird nach Satz 2 folgender Satz 3 eingefügt: 
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„Unbeschadet des Weisungsrechts obliegen die Geschäftsführung und die Vertre-
tung der Organgesellschaft weiterhin der Geschäftsführung der Organgesellschaft.“ 

c) In § 2 wird nach Abs. (2) folgender Abs. (3) eingefügt: 

„Der Organträger wird die nach dem KWG bestehende oder in anderen gesetzlichen 
Vorschriften normierte Alleinverantwortung der Geschäftsleitung der Organgesell-
schaft bei seinen Weisungen beachten. Er wird keine Weisungen erteilen, deren Aus-
führung zur Folge hätte, dass die Organgesellschaft oder ihre Organe gegen die ihnen 
durch das KWG oder die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, jeweils einschließlich der 
dazu ergangenen Verordnungen, sowie anderer aufsichtsrechtlicher Rechtsnormen 
oder Auflagen der für die Beaufsichtigung der Organgesellschaft nach bankauf-
sichtsrechtlichen Vorschriften zuständigen Behörde, auferlegten Rechte und Pflich-
ten, oder andere einschlägige gesetzliche Vorschriften verstoßen würde(n). Dies um-
fasst, sofern anwendbar, auch Weisungen, welche das Recht zur Rücklagenbildung 
gemäß § 340g HGB beeinträchtigen.“ 

d) § 3 Abs. (1) wird geändert und lautet nunmehr wie folgt: 

„Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn entsprechend allen 
Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Organträger 
abzuführen.“ 

e) § 4 Abs. (2) wird geändert und lautet nunmehr wie folgt: 

„Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann die Organgesellschaft nach ihrem Er-
messen Beträge aus dem Jahresüberschuß insoweit in andere Gewinnrücklagen nach 
§ 272 Abs. 3 HGB oder, sofern anwendbar, in den Sonderposten für allgemeine Ban-
krisiken nach § 340g HGB einstellen, als dies handelsrechtlich und steuerrechtlich 
zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet 
ist, bevor eine Zahlung an den Organträger geleistet wird. Während der Dauer dieses 
Vertrags gebildete andere Gewinnrücklagen im Sinne des § 272 Abs. 3 HGB sind auf-
zulösen und zum Ausgleich eines Verlustes zu verwenden oder als Gewinn abzufüh-
ren, wenn der Organträger dies verlangt und wenn dies bei vernünftiger kaufmänni-
scher Beurteilung, insbesondere unter Beachtung bankaufsichtsrechtlicher Anforde-
rungen, gerechtfertigt ist.“ 

f) § 4 Abs. (3) und Abs. (4) werden ersatzlos gestrichen. 

(2) Im Übrigen bleibt der EAV unverändert. 
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(3) Die Änderungen gelten erstmals für das im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderun-
gen laufende Geschäftsjahr. 

(4) Die nach Maßgabe dieses § 1 geänderte Fassung des EAV ist dieser Änderungsvereinba-
rung – lediglich zu Informationszwecken – als Anlage beigefügt. 

§ 2 
Schlussbestimmungen 

(1) Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser Ver-
einbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser Vereinbarung unberührt. 
Dasselbe gilt für den Fall, dass die Vereinbarung eine an sich notwendige Regelung nicht 
enthält. 

(2) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung oder zur Ausfüllung der 
Regelungslücke tritt die gesetzlich zulässige und durchführbare Regelung, die dem Sinn 
und Zweck der unwirksamen, undurchführbaren oder fehlenden Regelung nach der Vor-
stellung der Parteien wirtschaftlich am nächsten kommt. 

- Unterschriftenseite folgt - 
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[Ort], den [Datum] 
 
 

Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft 

vertreten durch: 

 

 

 

   

Name:  Name: 

Position:  Position: 

 
 

 
[Ort], den [Datum] 
 
 

Porsche Financial Services GmbH 

vertreten durch: 
 
 
 

   

Name:  Name: 

Position:  Position: 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 

Anlage zur Änderungsvereinbarung 
 

Geänderte Fassung des EAV 
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Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 

 

zwischen der Dr. Ing. h.c. F. Porsche 
Aktiengesellschaft, Stuttgart 

 – im folgenden "Organträger" genannt – 

 

und der Porsche Leasing GmbH, 
Ludwigsburg 

 [zwischenzeitlich Porsche Financial Services GmbH, 
Bietigheim-Bissingen] 

 – im folgenden "Organgesellschaft" genannt – 

 

wird der nachfolgende Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag mit Wirkung vom 9. De-
zember 1988 geschlossen: 

§ 1 
Vorbemerkung 

Das Stammkapital der Organgesellschaft befindet sich zu 100 % im Besitz des Organträgers. Die 
Organgesellschaft bleibt rechtlich selbständig. 

§ 2 
Leitungsmacht 

(1) Die Organgesellschaft ist seit ihrer Errichtung nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Ver-
hältnisse dem Unternehmen des Organträgers in wirtschaftlicher und organisatorischer 
Hinsicht wie eine unselbständige Betriebsabteilung eingegliedert. 

(2) Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung der Gesellschaft dem Organträger. Dieser er-
teilt der Geschäftsführung der Organgesellschaft in organisatorischer, wirtschaftlicher, 
technischer, finanzieller und personeller Hinsicht Weisungen. Unbeschadet des Weisungs-
rechts obliegen die Geschäftsführung und die Vertretung der Organgesellschaft weiterhin 
der Geschäftsführung der Organgesellschaft. 
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(3) Der Organträger wird die nach dem KWG bestehende oder in anderen gesetzlichen Vor-
schriften normierte Alleinverantwortung der Geschäftsleitung der Organgesellschaft bei 
seinen Weisungen beachten. Er wird keine Weisungen erteilen, deren Ausführung zur Folge 
hätte, dass die Organgesellschaft oder ihre Organe gegen die ihnen durch das KWG oder 
die Verordnung (EU) Nr. 575/2013, jeweils einschließlich der dazu ergangenen Verord-
nungen, sowie anderer aufsichtsrechtlicher Rechtsnormen oder Auflagen der für die Beauf-
sichtigung der Organgesellschaft nach bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften zuständigen 
Behörde, auferlegten Rechte und Pflichten, oder andere einschlägige gesetzliche Vorschrif-
ten verstoßen würde(n). Dies umfasst, sofern anwendbar, auch Weisungen, welche das 
Recht zur Rücklagenbildung gemäß § 340g HGB beeinträchtigen. 

§ 3 
Gewinnabführung und Verlustübernahme 

(1) Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn entsprechend allen Vorschrif-
ten des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Organträger abzuführen. 

(2) Für die Verlustübernahme durch den Organträger gelten die Vorschriften des § 302 AktG 
in seiner jeweils gültigen Fassung entsprechend. 

§ 4 
Jahresabschluß der Organgesellschaft 

(1) Zur Durchführung der Ergebnisabführung bzw. Verlustübernahme hat die Organgesell-
schaft ihren Jahresabschluß, bevor er festgestellt wird, mit dem Organträger gemeinsam 
zu behandeln und die Abrechnung über Gewinne oder Verluste mit dem Organträger so 
durchzuführen, daß diese Abrechnung im Jahresabschluß bereits berücksichtigt ist. 

(2) Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann die Organgesellschaft nach ihrem Ermessen 
Beträge aus dem Jahresüberschuß insoweit in andere Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 
HGB oder, sofern anwendbar, in den Sonderposten für allgemeine Bankrisiken nach § 340g 
HGB einstellen, als dies handelsrechtlich und steuerrechtlich zulässig und bei vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist, bevor eine Zahlung an den Or-
ganträger geleistet wird. Während der Dauer dieses Vertrags gebildete andere Gewinn-
rücklagen im Sinne des § 272 Abs. 3 HGB sind aufzulösen und zum Ausgleich eines Ver-
lustes zu verwenden oder als Gewinn abzuführen, wenn der Organträger dies verlangt und 
wenn dies bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung, insbesondere unter Beachtung 
bankaufsichtsrechtlicher Anforderungen, gerechtfertigt ist. 
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§ 5 
Vertragsdauer 

(1) Dieser Vertrag gilt mit Wirkung vom 9. Dezember 1988 und wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Eine Kündigung kann beiderseits mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende 
eines Geschäftsjahres der Organgesellschaft erfolgen, jedoch wird eine Gesamtmindest-
laufzeit des Vertrages von fünf Jahren fest vereinbart. 

(2) Dieser Vertrag kann fristlos gekündigt werden, sobald die oben angeführten Voraussetzun-
gen nicht mehr gegeben sind oder dieser Vereinbarung die steuerliche Anerkennung ver-
sagt wird. 

§ 6 
Schlußbemerkung 

Im Falle der fristlosen Kündigung dieser Vereinbarung wegen Versagung der steuerrechtlichen 
Anerkennung sind die trotzdem abgeführten Beträge zuzüglich 6 % p.a. Zinsen zurückzugewäh-
ren. 

 


	§ 1 Änderungen der Ergebnisabführungsvereinbarung
	(1) Die Parteien haben am 15. Juni 1989 mit Wirkung zum 9. Dezember 1988 einen als Ergebnisabführungsvereinbarung bezeichneten Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag mit der PFS GmbH als Organgesellschaft und der PAG als Organträger geschlossen, ...
	a) Die Bezeichnung des EAV in der Überschrift und im Einleitungssatz wird angepasst, indem das Wort „Ergebnisabführungsvereinbarung“ und das Wort „Ergebnisabführungsvertrag“ jeweils durch die Worte „Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag“ ersetzt ...
	b) In § 2 Abs. (2) wird nach Satz 2 folgender Satz 3 eingefügt:
	c) In § 2 wird nach Abs. (2) folgender Abs. (3) eingefügt:
	d) § 3 Abs. (1) wird geändert und lautet nunmehr wie folgt:
	e) § 4 Abs. (2) wird geändert und lautet nunmehr wie folgt:
	f) § 4 Abs. (3) und Abs. (4) werden ersatzlos gestrichen.
	(2) Im Übrigen bleibt der EAV unverändert.
	(3) Die Änderungen gelten erstmals für das im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen laufende Geschäftsjahr.
	(4) Die nach Maßgabe dieses § 1 geänderte Fassung des EAV ist dieser Änderungsvereinbarung – lediglich zu Informationszwecken – als Anlage beigefügt.

	§ 2 Schlussbestimmungen
	(1) Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser Vereinbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser Vereinbarung unberührt. Dasselbe gilt für den Fall, dass die Vereinbarung eine an sich notwendige Rege...
	(2) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke tritt die gesetzlich zulässige und durchführbare Regelung, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen, undurchführbaren oder fehlenden Regelung nach de...
	§ 1 Vorbemerkung
	§ 2 Leitungsmacht
	(1) Die Organgesellschaft ist seit ihrer Errichtung nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse dem Unternehmen des Organträgers in wirtschaftlicher und organisatorischer Hinsicht wie eine unselbständige Betriebsabteilung eingegliedert.
	(2) Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung der Gesellschaft dem Organträger. Dieser erteilt der Geschäftsführung der Organgesellschaft in organisatorischer, wirtschaftlicher, technischer, finanzieller und personeller Hinsicht Weisungen. Unbesch...
	(3) Der Organträger wird die nach dem KWG bestehende oder in anderen gesetzlichen Vorschriften normierte Alleinverantwortung der Geschäftsleitung der Organgesellschaft bei seinen Weisungen beachten. Er wird keine Weisungen erteilen, deren Ausführung z...

	§ 3 Gewinnabführung und Verlustübernahme
	(1) Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn entsprechend allen Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Organträger abzuführen.
	(2) Für die Verlustübernahme durch den Organträger gelten die Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung entsprechend.

	§ 4 Jahresabschluß der Organgesellschaft
	(1) Zur Durchführung der Ergebnisabführung bzw. Verlustübernahme hat die Organgesellschaft ihren Jahresabschluß, bevor er festgestellt wird, mit dem Organträger gemeinsam zu behandeln und die Abrechnung über Gewinne oder Verluste mit dem Organträger s...
	(2) Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann die Organgesellschaft nach ihrem Ermessen Beträge aus dem Jahresüberschuß insoweit in andere Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 HGB oder, sofern anwendbar, in den Sonderposten für allgemeine Bankrisiken...

	§ 5 Vertragsdauer
	(1) Dieser Vertrag gilt mit Wirkung vom 9. Dezember 1988 und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine Kündigung kann beiderseits mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres der Organgesellschaft erfolgen, jedoch wird eine Gesam...
	(2) Dieser Vertrag kann fristlos gekündigt werden, sobald die oben angeführten Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind oder dieser Vereinbarung die steuerliche Anerkennung versagt wird.

	§ 6 Schlußbemerkung
	Im Falle der fristlosen Kündigung dieser Vereinbarung wegen Versagung der steuerrechtlichen Anerkennung sind die trotzdem abgeführten Beträge zuzüglich 6 % p.a. Zinsen zurückzugewähren.




